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                  Soziale Spaltung verhindern/Anforderungen an die Sozialpolitik auf  
                  europäischer und nationaler Ebene 
 
                  Vortrag bei der Herbsttagung des Deutschen Anwaltvereins (DAV) am 29.10.2020 
 
 
                    I. Zum Arbeitsprogramm der Deutschen Bundesregierung für die EU Ratspräsidentschaft 

SoVD Anforderungen: 

-Umfassende Armutsstrategie 

-EU Maßnahmeplan für bezahlbares Wohnen (Bekämpfung der Spekulation, finanzielle 

und gesetzliche Rahmenbedingungen/Barrierefreiheit) 

-Gleichstellung der Geschlechter (Lohn-und Rentenlücke, Sorgearbeit, Milderung der 

negativen wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen Folgewirkungen der 

Pandemie) 

-Inklusion von Menschen mit Behinderungen (Barrierefreiheit in allen Arbeits- und 

Lebensbereichen, Antidiskriminierungsrichtlinie) 

-Maßnahmen zur Versorgung von Pflegebedürftigen (EU Konzept erforderlich/z.B. bei 

grenzüberschreitender Mobilität von Arbeitskräften) 

 

                   II. Maßnahmen zur umfassenden Armutsstrategie 

(1) EU Richtlinie zu Mindestlöhnen (in Arbeitsprogramm der Bundesregierung) 

Armutsgrenze in EU (60 Prozent des Einkommensmedians) 

bisher nur in den Niederlanden und Irland ausreichend/ Bulgarien,Rumänien 20 Prozent; 

auch in der Bundesrepublik nicht erfüllt (13€] 

                     Berlin: Mindestlohn im öffentlichen Dienst sowie öffentlich geförderten Ein- 
                      richtungen 
                     Erstattung des Mindestlohnes bei Eingliederung von Langzeitarbeitslosen durch Job       
                     Center nur bundesweiter Mindestlohn 9,35€ bis 2022 10,45 €. 
 

(2) EU Rahmenrichtlinie zur Mindestsicherung 

Abstimmung der Bemessungsgrundlage (z.B. was gehört in den Warenkorb zur 

Bemessung der 60 Prozent Grenze) 

 s. die aktuelle Auseinandersetzung in Deutschland über die Regelsätze/ Erhöhung in 

Mini Trippelschritten mit willkürlichen Herausrechnungen gesellschaftlich wesentlicher 

Ausgaben, unrealistische Anteile für dauerhafte Konsumgüter, unzureichende Anteile für 

Mobilität, Bildung, Kultur, Sport, Kinderleistungen 

Potenzierung der Probleme bei 27 EU Mitgliedsländern 
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umfassende Zugänglichkeit (Ausschluß insbesondere v Asylbewerbern, Migranten, junge 

Menschen, Obdachlose);  

Etwa 40 Prozent der Menschen nehmen Ihre Rechte auf Mindestsicherung nicht wahr- 

aus Scham und Unkenntnis 

befähigende Wirkung: Verhinderung des Zwangs zur Annahme jedweder Tätigkeiten 

sowie zur Bestrafung bei Nichtbefolgung  

siehe in Deutschland: Eingliederungsverträge und Sanktionen bei Hartz  

 

(3) Arbeitslosenversicherung 

-EU Mindeststandard auf nationaler Ebene für existenzsichernde 

Arbeitslosenversicherung: Höhe, Dauer,Zugang, Verbindung mit Integration in Arbeit 

(auch in Deutschland erhebliche Probleme bei Zugang und Dauer- durchschnittlich nur 

25-30 % der Arbeitslosen haben Zugang zu Arbeitslosenversicherung, obwohl die 

Beiträge zur Arbeitslosenversicherung grundsätzlich eine Pflichtleistung bei abhängiger 

Beschäftigung sind) 

Voraussetzung für EU Arbeitslosenrückversicherung mit EU Krisenfonds in Krisenländern 

nach dem Beispiel in USA. 

 

(4) Kindergrundsicherung 

Kindergrundsicherung/ Kindergarantie: Zugang zu Gesundheitsversorgung, kostenloser 

Bildung und Betreuung, menschenwürdigem angemessenen Wohnraum, angemessener 

Ernährung 

Problem der Abhängigkeit von Eltern sowie der rechtlichen und praktischen Umsetzung! 

 

(5) Arbeitsmarktpolitik 

-Jugendgarantie verstärken 

-Sure Programm (100 Mrd. €) umsetzen: 

 Corona Kurzarbeit/Arbeitsmarktpolitik zur Überbrückung der Einschränkung 

wirtschaftlicher Tätigkeit/Arbeit:; 

Verhinderung von Arbeitslosigkeit/Fachkräftemangel versus 

Strukturkonservierung/Verdeckung u Verzögerung von Insolvenzen 

 

                     III. EU Corona Wiederaufbaufonds und siebenjähriger EU Haushalt (1.1 Billionen Euro) 

Beschlüsse der Gipfelkonferenz: 750 Mrd Euro Wiederaufbaufonds (390 Mrd Euro 

Zuschüsse, 360 Mrd.- Euro Darlehen) 
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SoVD muss bei weiteren Verhandlungen über konkrete Umsetzung darauf achten, dass 

Ausgaben auch in Soziale Infrastruktur und Leistungen fließen gemäß den 

Schwerpunkten für EU Sozialpolitik 

Problem (Handlungsperpektiven für SoVD) 

 Ablehnung der Gipfelbeschlüsse durch EU Parlament (Begründung: Kürzung der 

regulären Haushaltsbudgets für Gesundheit; ESF; Bildung; Klimaschutz/ unzureichende 

Verpflichtung der Mitgliedsländern zur Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit-  Entscheidung 

des EU Parlaments Mitte September, dann Entscheidungen der nationalen Parlamente 

Schreiben an betroffenen Ausschüsse in EU Parlament und nationalen Parlamenten zur 

Verhinderung der starken Kürzungen bei Gesundheit und ESF sowie klare Festlegung der 

Bindung der Einhaltung von Rechtssaatlichkeit an finanzielle Förderungen aus dem 

Wiederaufbaufonds. 

 

 

 

 

 


